
 

 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

kurz vor dem Jahreswechsel tut sich immer viel im Steuerrecht, 

und Inflation, Energiepreiskrise, Krieg und Corona sorgen dafür, 

dass dieses Jahr ganz bestimmt keine Ausnahme wird. Immerhin 

gibt es auch positive Nachrichten für die geplagten Steuerzahler. 

In dieser Ausgabe lesen Sie daher über die folgenden Themen: 

ALLE STEUERZAHLER 

Inflationsausgleichsgesetz ist verabschiedet ................................ 2 

Inflation lässt Steuereinnahmen deutlich steigen  ....................... 2 

Energiepreispauschale für Rentner ........................................... 3 

Höhe der Säumniszuschläge doch nicht verfassungswidrig?  ............ 3 

Jahressteuergesetz 2022 beschlossen  ..................................... 4 

Finanzämter wahren Weihnachtsfrieden  .................................. 5 

Kindergeldanspruch entfällt in der Facharztausbildung  ................ 5 

Digitale Verkündung von Gesetzen und Verordnungen .................... 6 

Kenntnis des Finanzamts von steuererheblichen Tatsachen  ........... 7 

Wohnungsüberlassung als Unterhaltsleistung  ............................ 8 

UNTERNEHMER & EXISTENZGRÜNDER 

Reduzierung der Gewerbesteuervorauszahlungen möglich  ............. 2 

Aufteilungsmaßstab bei gemischt genutzten Immobilien ................. 4 

Offenlegungsfrist für Jahresabschluss 2021 verlängert  ................. 4 

Regelungen zur Unterbringung von Kriegsflüchtlingen verlängert  .... 5 

Deutsche Regelung zur Umsatzsteuerorganschaft bestätigt  ........... 7 

Betriebsaufgabe: Wahl zwischen Sofort- und Zuflussbesteuerung  .... 8 

Avalprovision kann Schuldzinsen bei Überentnahmen erhöhen  ........ 9 

Rückstellungen für Verpflichtung aus  Kundenbindungsprogramm  .... 9 

Änderung bei der Umsatzsteuer für Gastronomen und Landwirte ..... 10 

ARBEITGEBER & ARBEITNEHMER 

Beitragsbemessungsgrenzen 2023  .......................................... 3 

Sachbezugswerte für 2023  .................................................. 4 

Vergütung für Kennzeichenwerbung ist Arbeitslohn  ..................... 6 

Erleichterter Zugang zum Kurzarbeitergeld auch 2023  ............... 10 

Nachträglicher Sonderausgabenabzug von Riester-Beiträgen  ........ 10 

IMMOBILIENBESITZER 

Aufteilungsmaßstab bei gemischt genutzten Immobilien ................. 4 

Höhere Erbschaftsteuer für Immobilien? .................................... 8 

 = diese Meldung finden Sie in der Spalte „Kurz notiert“ 
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 Dez Jan Feb 

Umsatzsteuer mtl. 12. 10. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. - 10. - 

Lohnsteuer 12. 10. 10. 

Einkommensteuer 12. - - 

Körperschaftsteuer 12. - - 

Vergnügungsteuer 12. 10. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
15. 13. 13. 

Gewerbesteuer - - 15. 

Grundsteuer - - 15. 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
- - 20. 

SV-Beitragsnachweis 23. 25. 22. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 28. 27. 24. 

 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

Ein gutes Gewissen ist ein 

ständiges Weihnachten.« 

Benjamin Franklin 

 

»Weihnachten ist, wenn Kinder 

dem Weihnachtsmann sagen, was 

sie wollen und die Erwachsenen 

dafür zahlen. Staatsverschuldung 

ist, wenn Erwachsene der Regie-

rung sagen, was sie wollen und 

die Kinder dafür zahlen.« 

Richard Lamm 
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Inflationsausgleichsgesetz ist verabschiedet 

Bundestag und Bundesrat haben die Steuerentlastungen durch 
das Inflationsausgleichsgesetz deutlich aufgestockt und das Ge-
setz Anfang November verabschiedet. 

Mit dem kommenden Jahreswechsel sollen die Steuerzahler deut-

lich mehr Geld in der Tasche haben. Diesen Plan setzt die Regie-

rungskoalition mit dem Inflationsausgleichsgesetz um, das Bundes-

tag und Bundesrat Anfang November verabschiedet haben. In der 

parlamentarischen Beratung sind die Entlastungen dabei noch ein-

mal deutlich aufgestockt worden. 

Kern des Gesetzes ist der turnusmäßige Ausgleich der kalten Pro-

gression und die Anpassung von Grund- und Kinderfreibetrag an die 

allgemeine Preisentwicklung. Insbesondere beim Kindergeld hat 

der Bundestag deutlich nachgelegt und die Leistung auf 250 Euro 

pro Monat ab dem ersten Kind festgelegt. Ursprünglich war für die 

ersten drei Kinder nur eine Anhebung auf 237 Euro vorgesehen. 

Hier ist ein Überblick über die Änderungen durch das finale Inflati-

onsausgleichsgesetz: 

 Grundfreibetrag: Der auch als „steuerfreies Existenzmini-

mum“ bekannte steuerliche Grundfreibetrag wird zum 1. Janu-

ar 2023 um 561 Euro auf 10.908 Euro angehoben. Für 2024 ist 

eine weitere Anhebung um 696 Euro auf 11.604 Euro vorgesehen. 

Ursprünglich war für 2023 nur eine Anhebung um 285 Euro und 

für 2024 um 300 Euro vorgesehen. Die aktuell hohe Inflationsra-

te hat hier zu einer deutlichen Nachbesserung im Gesetzge-

bungsverfahren geführt. 

 Steuertarif: Die sogenannten Tarifeckwerte werden entspre-

chend der erwarteten Inflation nach rechts verschoben. Das 

heißt, der Spitzensteuersatz soll 2023 bei 62.810 Euro greifen – 

eine Anhebung um 4.213 Euro im Vergleich zum Vorjahr (2022: 

ab 58.597 Euro). Für 2024 ist eine weitere Anhebung der Tarif-

grenze um 3.951 Euro auf dann 66.761 Euro vorgesehen. Damit 

wird der Effekt der kalten 

Progression ausgeglichen. 

Die sogenannte „Reichen-

steuer“ ab 277.836 Euro ist 

von dieser Anpassung aus-

genommen und bleibt in 

2023 und 2024 unverändert. 

 Kindergeld: Das Kinder-

geld wird zum 1. Januar 

2023 für das erste, zweite und dritte Kind auf 250 Euro pro Mo-

nat angehoben. Ab dem vierten Kind gibt es schon jetzt 250 Eu-

ro. Für das erste und zweite Kind entspricht das einer Anhebung 

um 31 Euro, für das dritte Kind um 25 Euro. Durch die erneute 

Anhebung erhalten Eltern ab 2023 für alle Kinder 250 Euro Kin-

dergeld im Monat – es ist die größte Erhöhung des Kindergeldes 

in der Geschichte der Bundesrepublik. 

 Kinderfreibetrag: Korrespondierend zur Anhebung des Kinder-

gelds werden auch die Kinderfreibeträge für die Jahre 2022 bis 

2024 angehoben, und zwar für 2022 rückwirkend von 2.730 Euro 

um 80 Euro auf 2.810 Euro. In 2023 steigt der Freibetrag pro El-

ternteil dann um 202 Euro auf 3.012 Euro und 2024 nochmals 

um 180 Euro auf 3.192 Euro. 

 Solidaritätszuschlag: Erstmals seit der Teilabschaffung des So-

lidaritätszuschlags wird der Freibetrag von bisher 16.956 Euro 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Inflation lässt Steuereinnahmen 
deutlich steigen 

Den Ergebnissen der neuesten Steuer-

schätzung zufolge fallen die Steuerein-

nahmen für Bund, Länder und Kommunen 

mit Ausnahme des laufenden Jahres höher 

aus als noch in der Mai-Schätzung erwar-

tet. Die prognostizierten Steuereinnah-

men liegen dabei vor allem in den Jahren 

2024 bis 2026 höher. Für 2024 werden 

Mehreinnahmen von 28,3 Mrd. Euro er-

wartet, die bis 2026 auf 46,8 Mrd im Jahr 

ansteigen. Allerdings sind die Schätzungen 

mit Blick auf die hohe Unsicherheit bei 

der weiteren wirtschaftlichen Entwicklung 

mit großer Vorsicht zu genießen. Außer-

dem befinden sich einige der geplanten 

Entlastungsmaßnahmen für die Steuerzah-

ler noch in den parlamentarischen Bera-

tungen und sind in der aktuellen Schät-

zung daher noch nicht berücksichtigt. 

Durch diese Maßnahmen ist mit erhebli-

chen Mindereinnahmen gegenüber dem 

aktuellen Schätzergebnis zu rechnen. 

 

Reduzierung der Gewerbesteuer-
vorauszahlungen möglich 

Wegen der drastisch gestiegenen Energie-

kosten hat das Bundesfinanzministerium 

die Finanzämter bereits angewiesen, den 

besonders betroffenen Steuerzahlern bei 

den vom Bund verwalteten Steuern mit 

verschiedenen Maßnahmen entgegenzu-

kommen. Nun haben die Länder mit gleich 

lautenden Erlassen in Bezug auf die Ge-

werbesteuer zumindest teilweise nachge-

zogen. Demnach kann das Finanzamt bei 

Kenntnis veränderter Verhältnisse hin-

sichtlich des Gewerbeertrags die Anpas-

sung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 

veranlassen. Das gilt insbesondere für die 

Fälle, in denen das Finanzamt bereits die 

Einkommensteuer- und Körperschaftsteu-

ervorauszahlungen anpasst. Bei der Nach-

prüfung der Voraussetzungen sind bei bis 

zum 31. März 2023 eingehenden Anträgen 

keine strengen Anforderungen zu stellen. 

Über Anträge soll zeitnah entschieden 

werden. Auch eine rückwirkende Anpas-

sung der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 

für das Jahr 2022 ist im Rahmen der Er-

messensentscheidung möglich. Etwaige 

Stundungs- und Erlassanträge sind dage-

gen in der Regel an die Gemeinden zu 

richten, es sei denn, dass die Festsetzung 

und die Erhebung der Gewerbesteuer im 

jeweiligen Ort nicht den Gemeinden über-

tragen worden ist. 
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auf 18.130 Euro angehoben (bei Zusammenveranlagung 36.260 

Euro statt 33.912 Euro). Die Anpassung des Freibetrags führt 

dazu, dass weiterhin nur die zehn Prozent der höchsten Ein-

kommen dem Solidaritätszuschlag unterliegen und die Inflation 

nicht weitere Steuerzahler dem Solidaritätszuschlag unterwirft. 

 Unterhaltshöchstbetrag: Bereits zwei Mal wurde der Grund-

freibetrag für dieses Jahr angehoben, ohne dass die sonst übli-

che korrespondierende Anpassung des Unterhaltshöchstbetrags 

erfolgt wäre. Dies wird nun nachgeholt und der Unterhalt-

höchstbetrag für 2022 steigt von 9.984 Euro auf 10.347 Euro. 

Außerdem wird die Anpassung für die Zukunft automatisiert, in-

dem der Unterhaltshöchstbetrag künftig immer auf den jeweils 

gültigen Grundfreibetrag verweist. 

 Steuererklärungspflicht: Die Systematik zur Ermittlung der Ar-

beitslohngrenzen bei der Befreiung von der Pflicht zur Abgabe 

einer Einkommensteuererklärung wird angepasst und bezieht 

sich künftig auf die Summe aus Grundfreibetrag, Arbeitnehmer-

Pauschbetrag und Sonderausgaben-Pauschbetrag. Zusammen 

mit der Anhebung der steuerlichen Eckwerte soll das Inflations-

ausgleichsgesetz so auch zu weniger Verwaltungsaufwand füh-

ren. In der Entwurfsfassung ging das Ministerium noch von über 

270.000 Steuerzahlern aus, für die die Pflicht zur Abgabe einer 

Steuererklärung wegfällt, darunter rund 75.000 Rentner. Durch 

die aufgestockte Anhebung des Grundfreibetrags dürften diese 

Zahlen für die finale Fassung noch höher ausfallen.  

 

Energiepreispauschale für Rentner 

Viele Rentner erhalten zum 1. Dezember 2022 ebenfalls eine 
Energiepreispauschale von 300 Euro ausgezahlt. 

Nach der Verabschiedung der gesetzlichen Grundlage durch den 

Bundesrat erhalten nun auch Rentnerinnen und Rentner eine Ener-

giepreispauschale als Einmalzahlung in Höhe von 300 Euro. Diese 

Pauschale bekommt, wer zum Stichtag 1. Dezember 2022 Anspruch 

auf eine Alters-, Erwerbsminderungs- oder Hinterbliebenenrente 

der gesetzlichen Rentenversicherung oder auf Versorgungsbezüge 

nach dem Beamtenversor-

gungsgesetz oder dem ersten 

und zweiten Teil des Solda-

tenversorgungsgesetzes hat. 

Der Anspruch besteht nur bei 

einem Wohnsitz im Inland. 

Die Energiepreispauschale 

wird Anfang Dezember 2022 

automatisch als Einmalzah-

lung durch die Rentenzahlstellen oder die die Versorgungsbezüge 

zahlenden Stellen überwiesen. Sie unterliegt nicht der Beitrags-

pflicht in der Sozialversicherung, ist aber steuerpflichtig. Ob es 

tatsächlich zu einer höheren steuerlichen Belastung oder über-

haupt zu einer Steuerfestsetzung kommt, hängt jedoch von den 

individuellen Verhältnissen im Einzelfall ab. 

Die Energiepreispauschale kann aber sehr wohl dazu führen, dass 

für das Jahr 2022 erstmals oder einmalig eine Steuerveranlagung 

notwendig wird, wenn die steuerpflichtigen Einkünfte des Rentners 

im Jahr 2022 den Grundfreibetrag von 10.347 Euro überschreiten. 

Im Gesetzgebungsverfahren gab es bereits erste Kritik an der Steu-

erpflicht der Energiepreispauschale durch die Gewerkschaft der 

Höhe der Säumniszuschläge 
doch nicht verfassungswidrig? 

Mehrfach musste der Bundesfinanzhof be-

reits über die Aussetzung der Vollziehung 

von Säumniszuschlägen entscheiden. Es 

geht darum, ob die Höhe der Säumniszu-

schläge verfassungswidrig ist, weil sie ei-

nen anteiligen Zinscharakter haben. An-

ders als die anderen Senate haben die 

Richter des VI. Senats keine ernstlichen 

Zweifel an deren Verfassungsmäßigkeit. 

Der VI. Senat sieht die Säumniszuschläge 

in erster Linie als Druckmittel der Finanz-

verwaltung, sodass die Verfassungswidrig-

keit der bisherigen Zinsregelung nicht 

übertragbar sei. Die abschließende Klä-

rung der Frage wird damit noch eine Wei-

le auf sich warten lassen. 

 

Beitragsbemessungsgrenzen 2023 

Zum Jahreswechsel werden die Beitrags-

bemessungsgrenzen und andere Sozialver-

sicherungswerte wieder angepasst. Die 

den Werten für 2023 zugrundeliegende 

Lohnentwicklung im Jahr 2021 lag im 

Bundesdurchschnitt bei 3,30 %, nachdem 

die Löhne im Vorjahr pandemiebedingt 

noch um 0,15 % gesunken waren. Daraus 

folgt nach einem Jahr des Stillstands wie-

der ein deutlicher Anstieg der Rechengrö-

ßen in der Sozialversicherung für 2023. 

 Die Beitragsbemessungsgrenze in der 

Renten- und Arbeitslosenversicherung 

steigt im Westen um 3.000 Euro auf 

87.600 Euro (7.300 Euro mtl.). Im Os-

ten steigt sie sogar um 4.200 Euro auf 

dann 85.200 Euro (7.100 Euro mtl.). 

 In der knappschaftlichen Versicherung 

steigt die Bemessungsgrenze im Wes-

ten um 3.600 Euro auf 107.400 Euro 

(8.950 Euro mtl.). Im Osten steigt die 

Grenze um 4.200 Euro auf künftig 

104.400 Euro (8.700 Euro mtl.). 

 In der Kranken- und Pflegeversiche-

rung ist die Beitragsbemessungsgrenze 

bundesweit einheitlich festgelegt und 

steigt um 1.800 Euro auf 59.850 Euro 

(4.987,50 Euro mtl.). Die Versiche-

rungspflichtgrenze steigt sogar noch 

stärker, nämlich um 2.250 Euro, und 

liegt dann bei 66.600 Euro im Jahr 

(5.550,00 Euro mtl.). 

 Die Bezugsgröße, die zum Beispiel für 

die Mindestbeitragsbemessungsgrund-

lage für freiwillige Mitglieder in der 

gesetzlichen Krankenversicherung re-

levant ist, erhöht sich in den alten 

Bundesländern um 1.260 Euro auf 

40.740 Euro im Jahr (3.395 Euro mtl.). 

Im Osten steigt sie um 1.680 Euro auf 

39.480 Euro im Jahr (3.290 Euro mtl.). 
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Finanzbeamten, weil die Rentnerpauschale anders als die Pauscha-

le für Erwerbstätige steuersystematisch nicht die Anforderungen 

an steuerpflichtige Einkünfte erfüllt und damit nicht nur die be-

reits ausgelasteten Finanzämter weiter belasten, sondern wahr-

scheinlich auch zu zahlreichen Einsprüchen und Verfassungsbe-

schwerden führen wird. 

Wer mehrere Renten bezieht (z.B. Altersrente und Witwenrente), 

erhält die Energiepreispauschale für Rentner nur einmal. Hier 

kommt es also nicht zu einer Vervielfachung des Anspruchs durch 

mehrere Renten. Die Energiepreispauschale für Rentner ist jedoch 

unabhängig von der in den meisten Fällen bereits im September 

ausgezahlten Energiepreispauschale für Erwerbstätige. Diese Zah-

lungen schließen einander nicht aus, und ein Rentner mit Neben-

job kann daher für beide Pauschalen – insgesamt also für Zahlun-

gen in Höhe von 600 Euro – anspruchsberechtigt sein. 

Für weitere Fragen zur Energiepreispauschale ist das Bürgertelefon 

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales montags bis don-

nerstags von 8:00 bis 20:00 Uhr unter der Telefonnummer 030 221 

911 001 erreichbar.  

 

Umsatzsteuerlicher Aufteilungsmaßstab 
bei gemischt genutzten Immobilien 

Die Finanzverwaltung hat erklärt, wann welcher Aufteilungs-
maßstab für den Vorsteuerabzug aus Aufwendungen für ge-
mischt genutzte Immobilien anzuwenden ist. 

Aus Lieferungen und Leistungen, die nicht vollständig für die Erzie-

lung umsatzsteuerpflichtiger Umsätze verwendet werden, ist nur 

ein anteiliger Vorsteuerabzug möglich. Besonders bei den Bau- und 

Reparaturkosten von gemischt genutzten Gebäuden oder nachträg-

lichen Installationen in gemischt genutzten Gebäuden streiten sich 

Steuerzahler und Finanzämter immer wieder gerne darüber, wie 

die Kosten korrekt aufzuteilen sind. Das Bundesfinanzministerium 

hat deshalb die Rechtslage 

und den aktuellen Stand der 

Rechtsprechung zusammenge-

fasst und den Umsatzsteuer-

Anwendungserlass an die 

Rechtsprechung angepasst. 

Für die Bauherren kann der 

im EU-Recht vorrangig vorge-

sehene Umsatzschlüssel güns-

tiger für die Vorsteueraufteilung sein, insbesondere wenn im ge-

werblichen Teil der Immobilie höhere Mieten erzielt werden kön-

nen. Im deutschen Umsatzsteuerrecht ist jedoch ein Umsatzschlüs-

sel nur dann zulässig, wenn keine andere Aufteilungsmethode zur 

Verfügung steht. In der Regel kommt deshalb der Flächenschlüssel 

zur Anwendung, und schon 2012 hat der Europäische Gerichtshof 

auch bestätigt, dass es den Mitgliedsstaaten freisteht, vorrangig 

einen anderen Aufteilungsschlüssel als den Umsatzschlüssel vorzu-

schreiben. Voraussetzung ist nach dem Urteil lediglich, dass die 

gewählte Methode eine präzisere Bestimmung des korrekten Vor-

steueranteils gewährleistet. 

Dem ist der Bundesfinanzhof gefolgt und hat 2014 festgestellt, 

dass eine Vorsteueraufteilung nach dem Umsatzschlüssel nur zuläs-

sig ist, wenn keine präzisere wirtschaftliche Zurechnung möglich 

ist. Der Flächenschlüssel schließe im Regelfall als präzisere Zu-

Jahressteuergesetz beschlossen 

Der Bundestag hat am 2. Dezember 2022 

das Jahressteuergesetz 2022 mit ver-

schiedenen Änderungen verabschiedet. 

Der Bundesrat muss dem Gesetz noch zu-

stimmen, was für den 16. Dezember vor-

gesehen ist. Zu den zuletzt noch aufge-

nommenen Änderungen gehören eine An-

hebung des Arbeitnehmerpauschbetrags 

um 30 Euro ab 2023 auf dann 1.230 Euro 

und Regelungen zur Besteuerung des fi-

nanziellen Vorteils aus der Übernahme 

der Dezember-Abschlagszahlungen für Gas 

und Wärme durch den Staat. Die Steuer-

pflicht trifft ausschließlich Steuerzahler 

mit höheren Einkommen, die auch den So-

lidaritätszuschlag zahlen müssen. 

 

Offenlegungsfrist für Jahres-
abschluss 2021 verlängert 

Viele Unternehmen – insbesondere Kapi-

talgesellschaften – sind verpflichtet, ihre 

Jahresabschlüsse innerhalb eines Jahres 

ab dem Bilanzstichtag offenzulegen oder 

zumindest zu hinterlegen. Geschieht dies 

nicht rechtzeitig oder nicht vollständig, 

führt das Bundesamt für Justiz ein Ord-

nungsgeldverfahren durch. Angesichts der 

anhaltenden Nachwirkungen der Pande-

mie wird das Amt jedoch in Abstimmung 

mit dem Bundesministerium der Justiz 

wie auch im Vorjahr gegen Unternehmen, 

deren gesetzliche Frist zur Offenlegung 

am 31. Dezember 2022 endet, vor dem 

11. April 2023 kein Ordnungsgeldverfah-

ren einleiten. 

 

Sachbezugswerte für 2023 

Mitte Dezember muss der Bundesrat die 

neuen Sachbezugswerte für das Jahr 2023 

beschließen. Dabei werden die Werte an 

die Entwicklung der Verbraucherpreise 

vom Juni 2021 bis Juni 2022 angepasst, 

und entsprechend groß fällt die Anpas-

sung aus. Für Mahlzeiten beträgt der An-

stieg 6,7 %, bei Unterkünften sogar stolze 

10,0 %. Die Sachbezugswerte betragen in 

2022 voraussichtlich bundeseinheitlich 

 für eine freie Unterkunft monatlich 

265 Euro (2022: 241 Euro) oder täglich 

8,83 Euro; 

für unentgeltliche oder verbilligte Mahl-

zeiten kalendertäglich 9,60 Euro 

(2022: 9,00 Euro), davon entfallen 

2,00 Euro auf ein Frühstück und je 

3,80 Euro auf ein Mittag- oder Abend-

essen. Der monatliche Sachbezugswert 

beträgt 288 Euro (bisher 270 Euro; 

Frühstück 60 statt 56 Euro, Mittag- und 

Abendessen 114 statt 107 Euro). 
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rechnung den Umsatzschlüssel aus. Allerdings seien die Vorsteuer-

beträge nicht nach dem Flächenschlüssel aufteilbar, wenn die Aus-

stattung der Räumlichkeiten erhebliche Unterschiede aufweist. 

Wenn der Flächenschlüssel keine präzisere wirtschaftliche Zurech-

nung darstellt, gilt stattdessen die Methode, die eine genauere 

Aufteilung ermöglicht: Betreffen die Vorsteuerbeträge die mit dem 

Gebäude selbst erzielten Umsätze (Vermietungsumsätze), sei ein 

objektbezogener Umsatzschlüssel genauer. Wird das Gebäude hin-

gegen für die Umsätze des gesamten Unternehmens genutzt (z. B. 

ein Verwaltungsgebäude), sei ein gesamtumsatzbezogener Umsatz-

schlüssel gerechtfertigt, meint der Bundesfinanzhof. 

In weiteren Urteilen haben der Europäische Gerichtshof und im 

Nachgang der Bundesfinanzhof außerdem 2016 entschieden, dass 

bei der Herstellung eines gemischt genutzten Gebäudes für den 

Vorsteuerabzug – im Gegensatz zu den Eingangsleistungen für die 

Nutzung, Erhaltung und Unterhaltung – nicht darauf abgestellt 

werden kann, welche Aufwendungen in bestimmte Teile des Ge-

bäudes eingehen. Stattdessen kommt es auf die prozentualen Ver-

wendungsverhältnisse des gesamten Gebäudes an. Hingegen könn-

ten Erhaltungsmaßnahmen 

den verschiedenen Nutzungs-

anteilen einfach unmittelbar 

zugeordnet werden. 

Aufgrund dieser und noch ei-

niger weiterer Urteile hat das 

Bundesfinanzministerium die 

inzwischen längst überfällige 

Überarbeitung der Verwal-

tungsanweisung zu gemischt genutzten Gebäuden vorgenommen 

und die Änderungen in den Umsatzsteuer-Anwendungserlass einge-

arbeitet. Damit gelten nun folgende Regeln für die Vorsteuerauf-

teilung bei gemischt genutzten Gebäuden: 

 Eingangsleistungen: Im Fall von Leistungen für die Nutzung und 

Erhaltung von gemischt genutzten Gebäuden sind die Kosten 

zunächst soweit möglich direkt den Ausgangsumsätzen zuzuord-

nen. Danach verbleibende Vorsteuerbeträge sind anhand der 

folgenden Vorgaben sachgerecht aufzuteilen. Wird dagegen ein 

gemischt genutztes Gebäude angeschafft oder hergestellt, sind 

die gesamten auf die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des 

Gebäudes entfallenden Vorsteuerbeträge einheitlich in einen 

abziehbaren und in einen nicht abziehbaren Teil aufzuteilen. Es 

ist dann ausdrücklich keine vorherige direkte Zuordnung von 

Eingangsleistungen zu den Ausgangsumsätzen durchzuführen. 

 Methodenauswahl: Die Vorsteueraufteilung muss nach einem 

sachgerechten Aufteilungsschlüssel erfolgen, also nach einem 

Schlüssel, der für das Gebäude überhaupt als Aufteilungsmaß-

stab taugt. Kommen neben dem Gesamtumsatzschlüssel andere 

Aufteilungsschlüssel in Frage, muss ein anderer Schlüssel ange-

wendet werden, wenn er ein präziseres Ergebnis liefert. Falls 

mehrere andere Aufteilungsschlüssel in Frage kommen, ist nicht 

zwingend die präziseste Methode anzuwenden. Die Auswahl der 

Methode trifft in diesen Fällen der Unternehmer. Das Finanzamt 

kann sie jedoch daraufhin überprüfen, ob sie sachgerecht ist. In 

Betracht kommen insbesondere ein objektbezogener Flächen-

schlüssel, ein objektbezogener Umsatzschlüssel oder ein Schlüs-

sel nach dem umbauten Raum. 

 Flächenschlüssel: Grundsätzlich erfolgt die Vorsteueraufteilung 

nach dem Verhältnis der Nutzflächen des Gebäudes (objektbe-

Regelungen zur Unterbringung 
von Kriegsflüchtlingen verlängert 

Die Finanzverwaltung hat die im Frühjahr 

erlassenen Billigkeitsregelungen zur Un-

terbringung von Kriegsflüchtlingen aus der 

Ukraine um ein Jahr bis Ende 2023 verlän-

gert. Das betrifft insbesondere die Rege-

lungen zur erweiterten Kürzung, nach de-

nen bis Ende 2023 nicht geprüft wird, ob 

die entgeltliche Überlassung von möblier-

tem Wohnraum an Kriegsflüchtlinge aus 

der Ukraine den Tatbestand der Gewerb-

lichkeit erfüllt. Ebenfalls verlängert wur-

den die Regelungen für Vermietungsge-

nossenschaften und Vermietungsvereine. 

 

Finanzämter wahren 
Weihnachtsfrieden 

Wie in den vergangenen Jahren nehmen 

die Finanzämter auch dieses Jahr wieder 

Rücksicht auf die Steuerzahler. Die ge-

nauen Regelungen unterscheiden sich zwi-

schen den einzelnen Bundesländern, aber 

zumindest in den letzten zwei Wochen 

des Jahres sind die Finanzämter angewie-

sen, von allen Maßnahmen abzusehen, die 

in der Weihnachtszeit als Belastung emp-

funden werden können. Insbesondere 

werden die Finanzämter in dieser Zeit 

keine Außenprüfungen ankündigen oder 

beginnen und keine Vollstreckungsmaß-

nahmen durchführen. Ausnahmen werden 

nur bei drohender Verjährung gemacht. 

 

Kindergeldanspruch entfällt 
in der Facharztausbildung 

Arbeitet ein Kind nach erfolgreich abge-

schlossenem Medizinstudium als Vorberei-

tungszeit für die Facharztqualifikation in 

einer Klinik, dann ist ein Kindergeldan-

spruch während dieses Dienstverhältnisses 

ausgeschlossen, wenn bei einer Gesamt-

betrachtung der Erwerbscharakter und 

nicht der Ausbildungscharakter des Ar-

beitsverhältnisses im Vordergrund steht. 

Für den Bundesfinanzhof steht fest, dass 

bei der Facharztausbildung regelmäßig 

keine Berufsausbildung mehr vorliegt, 

weil im Vergleich mit der praktischen Tä-

tigkeit als Arzt die theoretische Wissens-

vermittlung einen deutlich geringeren 

Umfang einnimmt. Eine Parallele zwi-

schen der Assistenzarzttätigkeit dem Re-

ferendariat von Juristen und Lehramts-

kandidaten sieht der Bundesfinanzhof 

schon deshalb nicht, weil beim Referen-

dariat noch kein Eintritt in einen durch 

den Abschluss ermöglichten Beruf stattge-

funden hat und die Vergütung sich an dem 

Ausbildungscharakter und nicht an einer 

Erwerbstätigkeit orientiert. 
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zogener Flächenschlüssel), da dies nach Überzeugung des Fiskus 

regelmäßig die präzisere Aufteilungsmethode ist, allerdings nur, 

wenn sie auch sachgerecht ist. 

 Umsatzschlüssel: Ein objektbezogener Umsatzschlüssel kommt 

nur in Betracht, wenn die Ausstattung der unterschiedlich ge-

nutzten Räume erheblich voneinander abweicht (siehe unten). 

Nur ausnahmsweise kann in solchen Fällen auch ein Gesamtum-

satzschlüssel zur Anwendung kommen, z. B. bei Verwaltungsge-

bäuden, die den Umsätzen des gesamten Unternehmens dienen. 

 Umbauter Raum: Bestehen erhebliche Abweichungen in der Ge-

schosshöhe, kann die Vorsteueraufteilung anstelle des Gesamt-

umsatzschlüssels nach dem umbauten Raum in Betracht kom-

men, wenn diese Aufteilung eine präzisere wirtschaftliche Zu-

rechnung der Vorsteuerbeträge ermöglicht. Davon kann ausge-

gangen werden, wenn die Gebäudeteile eine unterschiedliche 

Geschosshöhe, aber ansonsten keine erheblichen Unterschiede 

in der Ausstattung haben. 

 Andere Schlüssel: Im Einzelfall können auch weitere Auftei-

lungsschlüssel sachgerecht sein. Beispielsweise hat der Bundes-

finanzhof für den Fall einer Sporthalle entschieden, dass bei ei-

ner abwechselnden Nutzung des Gebäudes zu steuerfreien und 

steuerpflichtigen Zwecken eine Aufteilung nach den Nutzungs-

zeiten am besten geeignet ist. Eine Aufteilung anhand des Flä-

chenschlüssels komme nicht in Betracht, wenn es nicht um die 

gleichbleibende Nutzung verschiedener Gebäudeteile geht, son-

dern um die zeitlich wechselnde Nutzung derselben Teile. 

 Flächenberechnung: Für die Flächenberechnung sind grund-

sätzlich die Grundflächen aller Räume anzusetzen, unabhängig 

davon, ob es sich um Wohn- oder Gewerbeflächen handelt 

(Wohn- und Verkaufsräume, als Lager genutzte Keller oder 

Speicherräume, Tiefgarage). Es zählen aber nur die Gebäudein-

nenflächen, also z.B. nicht auch Außenstellplätze. Flächen, die 

zur Versorgung des Gebäu-

des verwendet oder nur 

gemeinsam genutzt wer-

den (z. B. Technikräume, 

Treppenhaus, Fahrradab-

stellräume, Waschküchen), 

bleiben unberücksichtigt. 

Ebenso sind von vornherein 

nicht zum Ausbau vorgese-

hene Räume nicht in die 

Flächenberechnung mit einzubeziehen. Die Grundflächen sind 

auch bei Dachschrägen in vollem Umfang anzusetzen. Die Flä-

chen von Terrassen oder Balkonen zählen zur Hälfte. Eine alter-

native anerkannte Methode zur Flächenberechnung kann für 

Zwecke der Vorsteueraufteilung angewandt werden, wenn die 

gewählte Methode auch für andere Zwecke angewandt wird (z.B. 

Mietverträge), die Flächenberechnung für das gesamte Gebäude 

einheitlich erfolgt und das Ergebnis sachgerecht ist. 

 Beweislast: Die Feststellungslast, dass der Flächenschlüssel 

präziser als ein Umsatzschlüssel ist, liegt zwar beim Finanzamt. 

Das gilt jedoch nur, wenn dem Finanzamt alle für eine entspre-

chende Beurteilung erforderlichen Informationen vorliegen. 

Liegen nicht alle erforderlichen Informationen vor oder lassen 

diese keine eindeutige Beurteilung zu, ist davon auszugehen, 

dass der Flächenschlüssel grundsätzlich die präziseren Ergebnis-

se liefert. 

Digitale Verkündung von 
Gesetzen und Verordnungen 

Das Grundgesetz sah bis zuletzt vor, dass 

Gesetze und Rechtsverordnungen im Bun-

desgesetzblatt verkündet werden. Diese 

bisher allein verbindliche Papierfassung 

des Bundesgesetzblattes wird jetzt abge-

löst durch die Verkündung auf einer digi-

talen Plattform des Bundes, die unter der 

Webadresse https://www.recht.bund.de 

erreichbar sein soll. Der Bundestag hat 

mit Zweidrittelmehrheit der dafür not-

wendigen Änderung des Grundgesetzes 

zugestimmt. Um künftig auch bei Geset-

zen eine elektronische Verkündung zu 

ermöglichen, wurde die relevante Grund-

gesetzvorschrift um einen Gesetzesvorbe-

halt ergänzt, der alle Fragen der Verkün-

dung sowie die Form von Gegenzeichnung 

und Ausfertigung von Gesetzen und 

Rechtsverordnungen umfasst. Die Umstel-

lung auf die digitale Verkündung soll 

schon 2023 erfolgen. 

 

Vergütung für Kennzeichen-
werbung ist Arbeitslohn 

Ein Entgelt, das der Arbeitgeber an seine 

Mitarbeiter für die Anbringung eines mit 

Werbung versehenen Kennzeichenhalters 

zahlt, ist durch das Arbeitsverhältnis ver-

anlasst und damit Arbeitslohn, wenn dem 

mit dem Arbeitnehmer abgeschlossenen 

Werbemietvertrag kein eigenständiger 

wirtschaftlicher Gehalt zukommt. Mit die-

ser Begründung hat der Bundesfinanzhof 

ein Urteil des Finanzgerichts Münster be-

stätigt und festgestellt, dass eine über-

wiegend eigenbetriebliche Veranlassung 

der Zahlung regelmäßig ausscheidet, 

wenn das für die Werbung gezahlte Ent-

gelt als Arbeitslohn zu beurteilen ist. Der 

Bundesfinanzhof hat jedoch auch aus-

drücklich eingeräumt, dass eine entspre-

chende Vergütung unter den richtigen 

Umständen kein Arbeitslohn wäre. Ent-

scheidend ist die Ausgestaltung der Ver-

tragsbeziehung. Im Streitfall gab es im 

Werbemietvertrag mit den Arbeitnehmern 

keine konkrete Vertragsgestaltung, die 

die Förderung des Werbeeffekts sicherge-

stellt hätte, beispielsweise durch ein Ver-

bot der Werbung für andere Firmen. Au-

ßerdem waren die Mietverträge an das 

Bestehen eines Arbeitsverhältnisses mit 

dem Arbeitgeber geknüpft, wurden nur 

mit Mitarbeitern des Unternehmens abge-

schlossen und waren bei der Vergütung 

offensichtlich auf die Ausreizung der Be-

steuerungsfreigrenze für sonstige Einkünf-

te aus der Vermietung beweglicher Ge-

genstände ausgerichtet. 

 

https://www.recht.bund.de/
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 Ausstattungsunterschiede: Erhebliche Unterschiede in der Aus-

stattung können immer dann angenommen werden, wenn sich 

die Dicke der Decken und Wände oder die Innenausstattung er-

heblich voneinander unterscheiden. Dann geht der Fiskus näm-

lich davon aus, dass sich auch die Höhe des Bauaufwandes der 

verschiedenen Räume erheblich voneinander unterscheidet und 

die tatsächlich erzielbaren Mieteinnahmen deutlich voneinander 

abweichen. Unterschiede allein aufgrund der verschiedenen 

Nutzung, die einen ähnlichen Bauaufwand haben, sind aber für 

sich genommen noch kein erheblicher Ausstattungsunterschied. 

Das betrifft beispielsweise eine unterschiedliche Zahl und Art 

von Strom- und Wasseranschlüssen für private und gewerbliche 

Mieter oder den Einbau deckenhoher Ganzglastürelemente nur 

im gewerblich genutzten Gebäudeteil und normaler Fenster im 

Wohnbereich. Erheblich sind Unterschiede erst, wenn sie auch 

zu einem deutlich unterschiedlichen Bauaufwand für nur einen 

Gebäudeteil führen. Das ist insbesondere der Fall, wenn die ei-

nen Räume luxuriös, die anderen aber schlicht ausgebaut sind 

oder nur für einen Gebäudeteil ein aufwändigerer Herstellungs-

aufwand anfällt, z. B. traglastverstärkte Böden für die gewerb-

liche Nutzung. Auch bei einer unterschiedlichen Nutzung von 

Einrichtungen durch die Mieter (z. B. Schwimmbad, das nur 

durch die Mieter des Wohnbereichs genutzt wird) oder bei der 

erheblich unterschiedlichen Nutzung von Flächen innerhalb des 

Gebäudes und auf dessen Dach liegen erhebliche Ausstattungs-

unterschiede vor. 

 Photovoltaikanlage: Eine zur Erzielung von Einnahmen genutz-

te Photovoltaikanlage, deren Kosten ertragsteuerlich zu den 

Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Gebäudes zählen 

(z.B. weil sie bereits während des Baus installiert wurde), ist 

bei der Umsatzsteuer kein 

eigenständiges Zuord-

nungsobjekt mehr. Einen 

erheblichen Ausstat-

tungsunterschied für das 

gesamte Gebäude stellt 

die Anlage aber nur auf 

einfachen Gebäuden 

(Schuppen, Stall, Garage 

etc.) dar. In allen ande-

ren Fällen muss die Vorsteueraufteilung zweistufig vorgenom-

men werden. In der ersten Stufe ist zur Ermittlung des Anteils 

der Dachflächennutzung durch die Anlage ein objektbezogener 

Umsatzschlüssel anzuwenden. Die danach auf das restliche Ge-

bäude entfallenden Vorsteuerbeträge sind in der zweiten Stufe 

nach den allgemeinen Grundsätzen, also meist nach einem Flä-

chenschlüssel, aufzuteilen. 

 Zuordnungsmaßstab: Die jetzt veröffentlichten Vorgaben gel-

ten vergleichbar auch für die Zuordnung einer gemischt genutz-

ten Immobilie zum Unternehmen. Das ist insbesondere von Be-

deutung für die Überprüfung, ob das Objekt zu mindestens 10 % 

unternehmerisch verwendet wird, da andernfalls ein Vorsteuer-

abzug komplett ausscheidet. 

Die neuen Regeln sind mit zwei Ausnahmen in allen offenen Fällen 

anzuwenden. Es gibt also auch bei bereits abgegebener und vom 

Finanzamt akzeptierter Umsatzsteuerjahreserklärung keinen Ver-

trauensschutz, weil die Umsatzsteuerfestsetzung in der Regel un-

ter dem Vorbehalt der Nachprüfung steht. Nicht beanstandet wird 

lediglich, wenn sich der Unternehmer bei der Zuordnung von 

Kenntnis des Finanzamts von 
steuererheblichen Tatsachen 

Das Finanzgericht Münster hat festge-

stellt, dass keine Steuerhinterziehung vor-

liegt, wenn zwar pflichtwidrig keine Steu-

ererklärung abgegeben wird, dem Finanz-

amt aber alle erforderlichen Informatio-

nen in Form elektronischer Lohnsteuerbe-

scheinigungen vorliegen. Im Streitfall 

hatte das Finanzamt erst fast zehn Jahre 

später festgestellt, dass ein Ehepaar auf-

grund der beim Finanzamt vorliegenden 

Daten zur Abgabe einer Steuererklärung 

verpflichtet gewesen wäre, und es erließ 

deshalb Schätzungsbescheide. Die Eheleu-

te argumentierten dagegen erfolgreich 

vor Gericht, dass bei Kenntnis des Finanz-

amts von den steuerrelevanten Tatsachen 

keine Steuerhinterziehung vorliegen kann 

und damit auch nicht die verlängerte 

Festsetzungsfrist im Fall einer Steuerhin-

terziehung greifen kann. Das Finanzamt 

hat allerdings gegen die Entscheidung Re-

vision beim Bundesfinanzhof eingelegt. 

 
Deutsche Regelung zur Umsatz-
steuerorganschaft bestätigt 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat 

über zwei Vorlagefragen des Bundesfi-

nanzhofs entschieden und dabei festge-

stellt, dass die deutschen Regelungen zur 

umsatzsteuerlichen Organschaft mit EU-

Recht vereinbar sind. Insbesondere ist es 

zulässig, dass das Umsatzsteuergesetz den 

Organträger zum Steuerschuldner be-

stimmt. Die Anträge auf Rückerstattung 

der entrichteten Umsatzsteuer durch die 

klagenden Organträger werden damit kei-

nen Erfolg haben. Der EuGH hat dem Ge-

setzgeber jedoch trotzdem Hausaufgaben 

mitgegeben, denn er hat erneut darauf 

hingewiesen, dass die deutsche Voraus-

setzung eines Über- und Unterordnungs-

verhältnisses in der Organschaft nicht 

dem EU-Recht entspricht. Stattdessen 

muss auch eine Organschaft zwischen 

Schwestergesellschaften mit enger wirt-

schaftlicher Verflechtung möglich sein. In 

diesem Zusammenhang hat der EuGH auch 

festgestellt, dass es für die finanzielle 

Eingliederung einer Organgesellschaft al-

lein auf eine Mehrheitsbeteiligung durch 

den Organträger ankommt. Eine Mehrheit 

der Stimmmen muss der Organträger da-

gegen nicht haben. Schließlich hält der 

EuGH die deutsche Vorgabe, nach der je-

der Teil des Organkreises eine eigene 

UStIdNr erhält und eine eigene Zusam-

menfassende Meldung abgeben muss, für 

unzulässig. Nach dem EU-Recht kann der 

ganze Organkreis für Zwecke der Umsatz-

steuer nur eine Steuernummer haben. 
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Photovoltaikanlagen, Blockheizkraftwerken oder anderen Betriebs-

vorrichtungen oder bei der Zuordnung der Baukosten zu einzelnen 

Verwendungsumsätzen bei erheblich voneinander abweichender 

Ausstattung oder Raumhöhe auf die bisherigen Vorgaben beruft.  

 

Höhere Erbschaftsteuer für Immobilien? 

Im Jahressteuergesetz 2022 sind auch Änderungen im Bewer-
tungsrecht enthalten, die zu einer höheren Erbschaftsteuerbe-
lastung für Immobilien führen können. 

Eine zunächst nur wenig beachtete Änderung durch das Jahres-

steuergesetz 2022 hat in den letzten Wochen viel Aufmerksamkeit 

erhalten. Es geht dabei um die Anpassung der Regelungen zur Ver-

kehrswertermittlung an die neue Immobilienwertermittlungsver-

ordnung (ImmoWertV) im Ertrags- und Sachwertverfahren. Durch 

die Anhebung der Nutzungsdauer der Gebäude von 70 auf 80 Jahre 

und die Anpassung des Sachwertfaktors sowie die Absenkung des 

Liegenschaftszinses können sich für die steuerliche Bewertung 

Wertsteigerungen von 30 % ergeben. 

Diese auch in den Medien verbreitete Zahl hat viele Immobilienbe-

sitzer aufgeschreckt und dazu veranlasst, vor dem Jahreswechsel 

noch schnell eine Nachfolgeregelung zu alten Werten umsetzen zu 

wollen. Dieser Impuls ist zwar verständlich, aber in vielen Fällen 

unbegründet. Dazu kommt, dass es selten zu einer idealen Gestal-

tung führt, wenn man mit der Nachfolgeplanung so lange wartet, 

bis man durch geplante Gesetzesänderungen zu einer überhasteten 

Maßnahme verleitet wird. Zudem ist es inzwischen für eine Über-

tragung zu alten Werten in 

der Regel ohnehin zu spät, 

weil nur in Ausnahmefällen 

noch vor dem Jahreswechsel 

ein Notartermin zu ergattern 

sein wird. 

Als Trost für alle Steuerzahler, 

die keinen Notartermin mehr 

bekommen haben oder sich 

einfach nur über die Änderung ärgern, gibt es aber gleich zwei 

Lichtblicke. Da ist erstens die Art der Änderung, die für die meis-

ten Immobilien gar keine Auswirkungen haben wird. Bei der Erb-

schaftsteuer kommen nämlich drei unterschiedliche Verfahren zur 

Ermittlung der Besteuerungsgrundlage zur Anwendung: 

 Vergleichswertverfahren: Für Eigentumswohnungen sowie Ein- 

und Zweifamilienhäuser wird der Wert in der Regel im Ver-

gleichswertverfahren ermittelt, also anhand des Verkaufspreises 

vergleichbarer Immobilien im Umfeld. Bei diesem Verfahren än-

dert sich nichts, und da die meisten Immobilien in Privatbesitz 

in diese Kategorie fallen, ändert sich auch deren steuerlicher 

Wert zum Jahreswechsel nicht – einmal abgesehen von den übli-

chen Entwicklungen der aktuell stagnierenden Marktpreise. 

 Sachwertverfahren: Wenn Vergleichswerte fehlen, weil es sich 

um ein Gebäude mit einzigartiger Bauweise handelt oder weil 

es für eine Immobilie auf dem Land nicht ausreichend Ver-

gleichswerte gibt, kommt das Sachwertverfahren zur Anwen-

dung. Hier ist neben der Verlängerung der Nutzungsdauer von 

70 auf 80 Jahre, die alle mit diesem Verfahren bewerteten Im-

mobilien betrifft, auch eine Anhebung des Sachwertfaktors vor-

gesehen. Allerdings kommt der höhere Sachwertfaktor nur dann 

Betriebsaufgabe: Wahl zwischen 
Sofort- und Zuflussbesteuerung 

Ein Unternehmer, der im Rahmen einer 

Betriebsaufgabe betriebliche Wirtschafts-

güter gegen wiederkehrende Bezüge ver-

äußert, kann - wie bei der Betriebsveräu-

ßerung gegen wiederkehrende Bezüge - 

zwischen der Sofortbesteuerung und der 

Zuflussbesteuerung des daraus resultie-

renden Gewinns wählen. Mit dieser Ent-

scheidung macht der Bundesfinanzhof 

deutlich, dass er die Unterscheidung zwi-

schen Betriebsveräußerung einerseits und 

Betriebsaufgabe mit Veräußerung von 

Wirtschaftsgütern andererseits für über-

holt hält, jedenfalls soweit es die Veräu-

ßerung gegen wiederkehrende Bezüge be-

trifft. Denn ohne dieses Wahlrecht auch 

bei einer Betriebsaufgabe bestünde die 

Gefahr, dass der Rentenempfänger bei 

Versterben vor dem Erreichen seiner sta-

tistischen Lebenserwartung im Fall einer 

Sofortversteuerung einen zu hohen Ge-

winn versteuern würde, was auch nicht 

nachträglich korrigiert werden kann. 

 

Wohnungsüberlassung als 
Unterhaltsleistung 

Der Unterhalt an den geschiedenen oder 

dauernd getrennt lebenden Ehegatten 

kann nicht nur als Geld-, sondern auch als 

Sachleistung erfolgen, oft durch Überlas-

sung der gemeinsamen Wohnung. Wie die 

Wohnungsüberlassung steuerlich zu be-

rücksichtigen ist, hängt von den Vereinba-

rungen mit dem Partner ab. Ein Sonder-

ausgabenabzug in Höhe der ortsüblichen 

Miete kommt nur in Frage, wenn der 

Partner dem Realsplitting zustimmt und 

die Überlassung unentgeltlich, also als 

Naturalleistung erfolgt. Die ortsübliche 

Miete ist auch dann anzusetzen, wenn die 

Eheleute unterhaltsrechtlich einen gerin-

geren Wohnvorteil vereinbart haben.  

Selbst dann ist die anzusetzende fiktive 

Miete jedoch noch um den Wohnvorteil 

der gemeinsamen Kinder zu kürzen, falls 

diese ebenfalls in der überlassenen Woh-

nung leben. Dafür sieht der Bundesfi-

nanzhof einen Wohnkostenanteil von 20 % 

als gerechtfertigt an. Der Bundesfinanz-

hof hat jetzt aber außerdem entschieden, 

dass das Realsplitting, also der Sonder-

ausgabenabzug des Unterhalts mit Zu-

stimmung des geschiedenen oder getrennt 

lebenden Partners, ohnehin nicht in Frage 

kommt, wenn die Wohnungsüberlassung 

entgeltlich erfolgt, weil dann Einkünfte 

aus Vermietung und Verpachtung vorlie-

gen, selbst wenn die Miete mit dem ge-

schuldeten Barunterhalt verrechnet wird. 
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zur Anwendung, wenn es keinen Regionalfaktor gibt, der nor-

malerweise vom örtlichen Gutachterausschuss alle zwei Jahre 

festgelegt wird. 

 Ertragswertverfahren: Das Ertragswertverfahren gilt für Ge-

werbeimmobilien und größere Mietshäuser. Auch hier machen 

sich die höhere Restnutzungsdauer und die Absenkung der Lie-

genschaftszinssätze bemerkbar. Zusätzlich gibt es eine Ein-

schränkung bei den anzusetzenden Bewirtschaftungskosten. Wie 

beim Sachwertverfahren gilt aber, dass sich die Absenkung der 

Liegenschaftszinssätze nur bemerkbar macht, wenn der örtliche 

Gutachterausschuss keine regionalen Liegenschaftszinssätze zur 

Verfügung stellt. 

Nicht von den Änderungen betroffen sind also die allermeisten Ei-

gentumswohnungen, Einfamilienhäuser und Doppelhaushälften. Al-

le anderen Immobilien sind in den meisten Fällen auch nur einge-

schränkt betroffen (in der Regel vor allem von der höheren Rest-

nutzungsdauer), weil es in praktisch allen größeren Städten und 

vielen kleineren Gemeinden einen örtlichen Gutachterausschuss 

gibt, der regionale Bewertungsfaktoren herausgibt, die dann auch 

weiterhin anzuwenden sind. Stark betroffen sind also primär eini-

ge ländlich gelegene Mietshäuser und gemischt genutzte Immobi-

lien oder Gewerbeimmobilien sowie Villen. 

Für Unternehmensvermögen und größere Privatvermögen, zu de-

nen solche Immobilien meist gehören, führt aber ohnehin eine 

sorgfältige und langfristig geplante Nachfolgeregelung zu den bes-

ten steuerlichen Ergebnissen, weil eine optimale Gestaltung die 

tatsächliche Steuerlast deutlich stärker beeinflussen kann als die 

reine Änderung des Immobilienwerts jetzt ausmachen würde. 

Sprechen Sie uns daher an, wenn die Nachfolgeplanung unter 

steuerlichen Gesichtspunkten für Sie ein Thema ist. 

Der zweite Lichtblick – nicht nur für Immobilienbesitzer – ist aber, 

dass sich die Anzeichen für eine spürbare Anhebung der Erbschaft-

steuerfreibeträge verdichten. Die Freibeträge sind nämlich seit 

der Erbschaftsteuerreform 2009 unverändert, während die Immo-

bilienpreise im selben Zeitraum um 50 bis 120 % angestiegen sind. 

Vor allem dieser Aspekt hat dazu geführt, dass die Zahl der Erb-

schaftsteuerveranlagungen in diesem Zeitraum um ein Drittel und 

das Steueraufkommen um mehr als das Doppelte gestiegen ist. Vor 

allem die Zahl der erbschaftsteuerpflichtigen Ehepartner und Kin-

der, für die ohnehin die höchsten Freibeträge gelten, hat sich 

enorm erhöht, nämlich um fast 90 %. 

Weil sich immer mehr Erben verschulden oder das Erbe verkaufen 

müssen, um die fällige Erbschaftsteuer zahlen zu können, sind in 

den letzten Jahren die Forderungen nach einer Anhebung der Frei-

beträge lauter geworden. Einen Anlauf hat jetzt Bayern im Bun-

desrat gemacht, und die Regierungskoalition hat sich im Grundsatz 

darauf verständigt, einer koordinierten Initiative aus dem Bundes-

rat zu einer Anhebung der Freibeträge zuzustimmen. 

In aktuellen Pressemeldungen ist von einer Anhebung um 25 % die 

Rede, diese kann aber durchaus auch höher ausfallen. Wie schnell 

eine Anhebung der Freibeträge kommt, ist noch nicht klar, aber 

dass sie kommt, ist inzwischen sehr wahrscheinlich geworden. Da-

mit kann eine Übertragung von Immobilienvermögen auch für die 

von den Anpassungen im Bewertungsrecht betroffenen Immobilien 

zu einem späteren Zeitpunkt sogar günstiger sein, wenn die Anhe-

bung des Freibetrags höher ausfällt als der Wertzuwachs durch die 

neuen Bewertungsvorgaben.  

Avalprovision kann Schuldzinsen 
bei Überentnahmen erhöhen 

Um die Verlagerung privater Schuldzinsen 

auf den Betrieb zu verhindern, schreibt 

das Gesetz vor, dass betriebliche Schuld-

zinsen nur teilweise abziehbar sind, wenn 

im Wirtschaftsjahr Überentnahmen getä-

tigt wurden, also mehr Entnahmen erfolgt 

sind als an Gewinn und Einlagen angefal-

len sind. Der Bundesfinanzhof hat ent-

schieden, dass Provisionen und Gebühren 

für ein Bankaval, also die Bürgschaft 

durch eine Bank, jedenfalls dann zu den 

Schuldzinsen zählen, wenn hierdurch die 

Rückzahlung von Fremdkapital gesichert 

wird, das dem Schuldner zeitweise zur 

Nutzung überlassen wurde. Betroffen sind 

beispielsweise Tankstellen, die von den 

Mineralölunternehmen regelmäßig zur Ab-

sicherung des Warenbestands und der 

verkauften Treibstoffe durch ein Bankaval 

verpflichtet werden. Dient das Aval nur 

der Absicherung der fristgerechten Zah-

lung für die überlassene Ware, liegen kei-

ne Schuldzinsen vor. Kann der Unterneh-

mer dagegen den erzielten Erlös bis zur 

Abführung an den Lieferanten anderweitig 

verwenden und muss damit weniger eige-

ne Mittel aufwenden, liegt auch eine 

Überlassung von Fremdkapital vor, die die 

Avalprovisionen zu Schuldzinsen macht. 

 
Rückstellungen für Verpflichtung 
aus  Kundenbindungsprogramm 

Kundenbindungsprogramme haben sich als 

beliebtes Marketinginstrument etabliert. 

Die steuerliche Handhabung der Vergüns-

tigungen hängt aber von der Ausgestal-

tung des Programms ab. Dabei kommt es 

vor allem auf die Frage an, ob das Pro-

gramm eher als Nachlass auf künftige 

Käufe anzusehen ist oder als Nachlass auf 

bereits getätigte Käufe. Hat der Kunde al-

so beispielsweise nach Erreichen einer be-

stimmten Anzahl von Stempeln Anspruch 

auf ein Gratisprodukt oder eine Gratisleis-

tung, wird nur dieser zukünftige Kauf ra-

battiert. Gibt das Unternehmen dagegen 

im Rahmen eines Kundenkarten- oder 

Kundenbindungsprogramms für jeden Kauf 

in Abhängigkeit von der Höhe des Endbe-

trags Bonuspunkte oder Gutscheine aus, 

die dann bei späteren Käufen als Zah-

lungsmittel einsetzbar sind, wird der Ra-

batt schon bei der Ausgabe der Treue-

punkte gewährt. Im zweiten Fall ist nach 

Überzeugung des Bundesfinanzhofs für die 

am Bilanzstichtag noch nicht eingelösten 

Punkte oder Gutscheine eine Rückstellung 

für ungewisse Verbindlichkeiten zu bil-

den, wenn wahrscheinlich ist, dass sie in 

Anspruch genommen werden. 
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Änderungen für Gastronomen und Landwirte 

Der ermäßigte Umsatzsteuersatz in der Gastronomie wird um 
ein weiteres Jahr verlängert und der Durchschnittssatz für 
Pauschallandwirte wird 2023 angepasst. 

Mit dem Achten Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen 

werden im Wesentlichen EU-Regelungen zu verbrauchsteuer-

pflichtigen Waren in deutsches Recht umgesetzt. Daneben enthält 

das Gesetz jedoch auch zwei wichtige Änderungen bei der Umsatz-

steuer für bestimmte Branchen. 

 Gastronomie: Mit dem Gesetz wurde die schon länger angekün-

digte Verlängerung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes für die 

Gastronomie umgesetzt. Damit unterliegen Restaurations- und 

Verpflegungsdienstleistun-

gen mit Ausnahme der Ab-

gabe von Getränken ein 

weiteres Jahr lang, also bis 

zum 31. Dezember 2023, 

dem ermäßigten Umsatz-

steuersatz von 7 %. 

 Landwirte: Außerdem er-

folgt durch das Gesetz die 

jetzt jährlich vorgesehene Anpassung des Durchschnittssatzes 

für Pauschallandwirte. Dieser reduziert sich von aktuell 9,5 % 

für 2023 auf 9,0 %. Für einen Landwirt, der große Investitionen 

mit entsprechend hohem Vorsteuerabzugspotenzial plant, lohnt 

sich daher möglicherweise der Verzicht auf die Anwendung der 

Durchschnittssatzbesteuerung.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich einfach an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Erleichterter Zugang zum 
Kurzarbeitergeld auch 2023 

Erneut hat das Bundesministerium für Ar-

beit und Soziales die erleichterten Zu-

gangsregelungen beim Kurzarbeitergeld 

verlängert. Diese gelten nun vorerst bis 

zum 31. Juni 2023 weiter. In dieser Zeit 

wird auf den Aufbau negativer Arbeits-

zeitsalden verzichtet und der Antrag auf 

Kurzarbeitergeld ist bereits möglich, 

wenn nur 10 % statt normal 30 % der Be-

schäftigten von Arbeitsausfall betroffen 

sind. Außerdem bleibt die Öffnung des 

Kurzarbeitergelds für Leiharbeitnehmer 

weiter bestehen. 

 
Nachträglicher Sonderausgaben-
abzug von Riester-Beiträgen 

Neben einer staatlichen Zulage gibt es für 

Beiträge zu einer Riester-Rente auch ei-

nen Sonderausgabenabzug. Dieser muss 

jedoch beantragt werden, denn nicht in 

allen Fällen ist der Sonderausgabenabzug 

die günstigste Alternative. Der Bundesfi-

nanzhof hat dazu klargestellt, dass dieses 

Wahlrecht auch formlos geltend gemacht 

werden kann und nicht zwingend durch 

Abgabe der Anlage AV zur Einkommen-

steuererklärung ausgeübt werden muss. 

Allein die Übermittlung der Daten an das 

Finanzamt durch den Anbieter des Ries-

ter-Vertrags gilt aber noch nicht als An-

trag. Außerdem muss das Wahlrecht vor 

Eintritt der Bestandskraft des Steuerbe-

scheids, also spätestens im Einspruchsver-

fahren ausgeübt werden. 

 


